 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/4100179/2024

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin ***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
***Bf1-Adr***, Giber die Beschwerde vom 10. Dezember 2023 gegen den Bescheid des
Finanzamtes Osterreich vom 17. Mérz 2023 betreffend Einkommensteuer
(Arbeitnehmerveranlagung) 2022, Steuernummer ***BF1StNr1***, zu Recht erkannt:

|. Die Beschwerde wird gemafd § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Der Beschwerdeflhrer (in der Folge: Bf.) reichte die Erklarung zur Arbeitnehmerveranlagung
am 04.03.2023 elektronisch ein. Mit Bescheid vom 17.03.2023 setzte die belangte Behorde die
Einkommensteuer fir das Jahr 2022 mit einer Gutschrift in Hohe von 2.040 Euro fest. Ein
Teuerungsabsetzbetrag in Héhe von 187,33 Euro wurde berlicksichtigt.

Im Rahmen einer Wiederaufnahme des Verfahrens erlieR die belangte Behdrde den mit
16.11.2023 datierten Einkommensteuerbescheid fiir das Jahr 2022, mit welchem sie den zuvor
berlicksichtigten Teuerungsabsetzbetrag nicht mehr gewahrte. Begriindend wurde darauf
verwiesen, dass vom Arbeitgeber nachtraglich die Auszahlung einer aulRerordentlichen
Einmalzahlung gemald § 772a ASVG, § 400a GSVG, § 394a BSVG, § 95h PG 1965 und § 60 Abs.
19 BB-PG bekanntgegeben worden sei.

Mit Beschwerde vom 10.12.2023 beantragte der Bf. den Bescheid wieder aufzuheben, sodass
der vorherige Bescheid vom 17.03.2023 wieder in Rechtskraft stehe, bzw. ihn in diesem Sinne
abzuandern. Nach Ansicht des Bf. sei der Teuerungsabsetzbetrag nicht mit einer freiwilligen

Zahlung der pensionsauszahlenden Stelle gegenzurechnen, zudem habe der Bf. im Antrag auf
Arbeitnehmerveranlagung keinerlei Moglichkeit gehabt, diese freiwillige Leistung anzugeben.
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Mit Beschwerdevorentscheidung vom 06.05.2024 wies die belangte Behdrde die Beschwerde
ab. Begriindend wurde im Wesentlichen ausgefiihrt, dass der Bf. im Jahr 2022 laut
Jahreslohnzettel der Pensionsversicherungsanstalt eine auRerordentliche Einmalzahlung
gemalk § 772a ASVG erhalten habe. Daher stehe der Teuerungsabsetzbetrag gemal § 124b Z
407 Einkommensteuergesetz 1988 nicht zu. Der Lohnzettel sei am 11.08.2023 Ubermittelt
worden.

Im fristgerecht eingebrachten Vorlageantrag vom 30.05.2024 ersuchte der Bf. um neuerliche
Uberpriifung und Stattgabe im Sinne seiner Beschwerde.

Die belangte Behorde legte die Beschwerde dem Bundesfinanzgericht mit Vorlagebericht vom
26.06.2024 zur Entscheidung vor und beantrage die Abweisung unter Verweis auf die
Begriindung in der Beschwerdevorentscheidung.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Der Pensionseinkiinfte beziehende Bf. (Beamter i.R.) erhielt im Beschwerdejahr eine
auBerordentliche Einmalzahlung nach § 95h PG iVm § 772a ASVG. Die BVAEB libermittelte der
belangten Behdorde am 14.02.2023 einen Lohnzettel, auf welchem der Umstand, dass eine
aullerordentliche Einmalzahlung gewahrt wurde, nicht ausgewiesen war. Dieser Lohnzettel
wurde dem Einkommensteuerbescheid vom 17.03.2023 zu Grunde gelegt. Am 11.08.2023
Ubermittelte die BVAEB der belangten Behorde einen korrigierten Lohnzettel, in welchem der
Umstand der auBerordentlichen Einmalzahlung angefiihrt war.

2. Beweiswiirdigung

Dass der Bf. eine auRRerordentliche Einmalzahlung erhalten hat, ist unstrittig. Aus den dem
Bundesfinanzgericht vorliegenden Lohnzetteln ist nachvollziehbar, dass die belangte Behorde
erstmalig am 11.08.2023 Kenntnis von dieser Einmalzahlung erlangt hat. Im korrigierten
Lohnzettel scheint ,,auBerordentliche Einmalzahlung — ja“ auf.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)

§ 124b Z 407 EStG 1988 lautet:
"407. Hat ein Steuerpflichtiger Anspruch auf einen der Absetzbetréige nach § 33 Abs. 5 oder 6
und hat er keine auflerordentliche Einmalzahlung gemdf3 § 772a ASVG, § 400a GSVG, § 394a
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BSVG, § 95h PG 1965 und § 60 Abs. 19 BB-PG erhalten, so steht ihm fiir das Kalenderjahr 2022
im Wege der Einkommensteuerveranlagung ein Teuerungsabsetzbetrag in Héhe von 500 Euro
zu. Fiir die Beriicksichtigung des Teuerungsabsetzbetrages gilt:

a) Bei Anspruch auf den Verkehrsabsetzbetrag steht der Teuerungsabsetzbetrag bis zu einem
Einkommen von 18 200 Euro im Kalenderjahr zu und vermindert sich zwischen Einkommen von
18 200 Euro und 24 500 Euro gleichmdfig einschleifend auf null. Der Teuerungsabsetzbetrag
vermindert sich um aufSerordentliche Gutschriften gemdfs § 398a GSVG und § 392a BSVG.
Abweichend von § 33 Abs. 8 Z 2 sind fiir das Kalenderjahr 2022 70% der Werbungskosten im
Sinne des § 16 Abs. 1 Z 3 lit. a (ausgenommen Betriebsratsumlagen) und des § 16 Abs. 1 Z 4 und
5, héchstens aber 1 550 Euro, riickzuerstatten.

b) Bei Anspruch auf einen der Absetzbetrdge gemdfs § 33 Abs. 6 steht der
Teuerungsabsetzbetrag bis zu laufenden Pensionseinkiinften von 20 500 Euro im Kalenderjahr
zu und vermindert sich zwischen laufenden Pensionseinkiinften von 20 500 Euro und 25 500
Euro gleichmdfig einschleifend auf null. Der Teuerungsabsetzbetrag vermindert sich um
aufSerordentliche Gutschriften gemdfs § 398a GSVG und gemdf3 § 392a BSVG. Abweichend von
§ 33 Abs. 8 Z 3 sind fiir das Kalenderjahr 2022 100% der Werbungskosten im Sinne des § 16 Abs.
1274, héchstens aber 1 050 Euro, riickzuerstatten. Bei Anspruch auf einen
Pensionistenabsetzbetrag ist der Teuerungsabsetzbetrag zusdtzlich zu den Absetzbetréigen
gemdfS § 66 Abs. 1 bei der Berechnung der Lohnsteuer zu berlicksichtigen. Die
pensionsauszahlende Stelle hat fiir die Pensionsbezieher eine Aufrollung gemdf § 77 Abs. 3 so
bald wie méglich, jedoch spdtestens bis 30. September 2022 durchzufiihren."

Da der Bf. von der pensionsauszahlenden Stelle eine aulRerordentliche Einmalzahlung erhalten
hat, steht ihm der Teuerungsabsetzbetrag nach dem eindeutigen Gesetzeswortlaut nicht zu.
Dass im (ersten) Bescheid vom 17.03.2023 ein Teuerungsabsetzbetrag in Hohe von 187,33 Euro
falschlicherweise zuerkannt wurde, ist auf die Ubermittlung eines unrichtig ausgefertigten
Lohnzettels durch die BVAEB zuriickzufiihren. Die belangte Behorde hat erst durch den
berichtigten Lohnzettel vom 11.08.2023 von der auRerordentlichen Einmalzahlung Kenntnis
erlangt und die ungerechtfertigte Doppelbericksichtigung mit dem angefochtenen Bescheid zu
Recht korrigiert.

Die Beschwerde war daher abzuweisen.

3.2.  Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.
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Im gegenstandlichen Fall ergeben sich die Rechtsfolgen unmittelbar und eindeutig aus den
gesetzlichen Bestimmungen, weshalb eine Revision nicht zuzulassen war.

Klagenfurt am Worthersee, am 25. Februar 2025

4von4



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




